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25. September 2012/basfi25 

Kita-Plus fördert Kinder mit Migrationshintergrund 

Mehr Personal für Kitas mit besonderen pädagogischen Anforderungen 

Ab dem 1. Januar 2013 erhalten bis zu 300 Hamburger Kitas, die pädagogisch besonders 

gefordert sind, eine um 24 Prozent verbesserte Personalausstattung im Elementarbereich 

(Kinder von drei bis sechs Jahren). Dazu gehören Kindertageseinrichtungen, die 

überdurchschnittlich hohe Anteile von Kindern aus sozial benachteiligten und aus Familien mit 

einem Migrationshintergrund betreuen. Das Kita-Plus-Programm beinhaltet die Entwicklung 

eines einrichtungsspezifischen Fachkonzeptes zur inklusiven Bildung, einer fachlich 

qualifizierten Sprachförderung, zur Elternarbeit sowie zur Vernetzung der Kita im Sozialraum.  

 

„Das Kita-Plus-Programm ist ein wichtiger Beitrag für eine höhere Chancengerechtigkeit“, betont 

Sozial- und Familiensenator Detlef Scheele. „Kinder aus sozial benachteiligten Familien sowie 

Kinder mit Migrationshintergrund haben durch Kita-Plus bessere Startchancen ins Berufsleben. Ein 

früh einsetzendes, qualitativ hochwertiges Förderangebot in der Kita ist die beste Basis für einen 

erfolgreichen Bildungsweg.“ 

 

In den vergangenen Tagen hat die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (BASFI) die 

Träger von rund 300 Hamburger Kindertageseinrichtungen schriftlich darüber informiert, für welche 

ihrer Kitas sie im Rahmen des Kita-Plus-Programms ein zusätzliches Entgelt für eine verbesserte 

Personalausstattung erhalten können. Diese so genannten förderfähigen Kitas hat die Behörde auf der 

Basis eines mit den Kita-Verbänden und dem Landeselternausschuss Kindertagesbetreuung 

abgestimmten Verfahrens ausgewählt. Sie weisen überdurchschnittlich hohe Anteile zum einen von 

Kindern mit besonderen Förderbedarfen, zum anderen von Kindern aus sozial benachteiligten Familien 

oder zum dritten von Kindern mit Migrationshintergrund auf.  

 

Auch Kitas, die nicht die Voraussetzungen zur Teilnahme am Kita-Plus Programm erfüllen, in denen 

jedoch mindestens 25 Prozent der Kinder zwischen drei und sechs Jahren aus einer Familie kommen, 

deren Muttersprache nicht deutsch ist, können per Antrag ein zusätzliches Entgelt für eine intensivierte 

Sprachförderung erhalten. 

 

Die finanzielle Mehrausstattung der Einrichtungen ist an inhaltliche Anforderungen gebunden, die sich 

insbesondere auf die Bereiche inklusive Bildungsarbeit, Elternarbeit, Sprachförderung und Vernetzung 

im Sozialraum beziehen.  
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In den teilnehmenden Kitas entwickeln speziell dafür eingesetzte Fachkräfte individuelle Angebote und 

passgenaue Unterstützung für die sozialen Lebenslagen der Kinder und ihrer Familien. Jede Kita-Plus-

Einrichtung entwickelt ein Fachkonzept, das beschreibt, welche Aufgaben das zusätzliche Personal vor 

dem Hintergrund der spezifischen Situation im Sozialraum bzw. in der Kitas übernehmen soll.  

 

Der Haushaltsplanentwurf der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration für die 

Haushaltsjahre 2013/2014 sieht für das Kita-Plus-Programm und die intensivierte Sprachförderung ein 

Finanzvolumen von insgesamt ca. 30 Millionen Euro vor.  

 

Hintergrundinformationen 

Die Familienbehörde hat alle Kitas, die im Rahmen des Kita-Plus-Programms oder der intensivierten 

Sprachförderung grundsätzlich förderfähig sind, im September angeschrieben und aufgefordert, sich zu 

bewerben. Alle Träger, deren Kitas zusätzliche Fördermittel erhalten, schließen mit der zuständigen 

Behörde spezielle Vereinbarungen ab, in denen die fachlichen Anforderungen an die Kitas und die 

finanziellen Leistungen der Behörde konkret festgelegt sind. Die Muster der Vereinbarungen und 

weitere Informationen zu den Programmen finden Sie unter www.hamburg.de/kita/fachinformationen/.  

 

 

Für Rückfragen der Medien 

 

Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 

Hamburger Straße 47 | 22083 Hamburg | 

Pressestelle | Nicole Serocka 

T +49 40 428 63- 2889 | F +49 40 428 63 - 3849 | 

pressestelle@basfi.hamburg.de | www.hamburg.de/basfi 

 

 

http://www.hamburg.de/kita/fachinformationen/
mailto:pressestelle@basfi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/basfi
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25. September 2012/bjg25 

 

Bundesweite Fachtagung Wirtschaftsstrafrecht in Hamburg 

Justizsenatorin Jana Schiedek zieht positive Bilanz 

 

Justizsenatorin Jana Schiedek zieht eine positive Bilanz der gestrigen Fachtagung 

Wirtschaftsstrafrecht in der Bucerius Law School im Hamburg. Über 300 Teilnehmer diskutierten mit 

namhaften Referentinnen und Referenten aus ganz Deutschland zu ausgewählten Fragen der 

Wirtschaftskriminalität.  

 

Senatorin Jana Schiedek freute sich über die ausgesprochen große und positive Resonanz: „Wir 

haben mit dem Thema Wirtschaftsstrafrecht offensichtlich einen Nerv getroffen. Die engagierte 

Diskussion hat mich darin bestärkt, dass wir die verschiedenen Formen der Wirtschaftskriminalität noch 

stärker bekämpfen müssen. Kriminalität darf sich keinesfalls lohnen. Uns hat die Fachtagung wichtige 

Impulse für weitere Maßnahmen gegeben. Zum Beispiel waren sich die Experten weitgehend einig, 

dass wir die Vermögensabschöpfung verbessern müssen.“ 

 

Auf der Tagesordnung der ganztätigen Fachtagung Wirtschaftsstrafrecht „Plage oder Gewinn für den 

Standort Deutschland?“ standen Themen wie die strafrechtliche Aufarbeitung der Finanzmarktkrise, die 

Vermögensabschöpfung und die Bedeutung des Wirtschaftsstrafrechts für den Wirtschaftsstandort 

Deutschland.  

 

 

Kontakt: 

Dr. Sven Billhardt 

Behörde für Justiz und Gleichstellung, Pressestelle 

Tel. 040 42843 3143, Mobil: 0172 4327953, Fax: 040 427943 258 

E-Mail: pressestelle@justiz.hamburg.de 

mailto:pressestelle@justiz.hamburg.de
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26. September 2012/bjg26a 

 

Bundesrat 

 

Rechtsausschuss fordert Rehabilitation verurteilter Homosexueller 

 

Der Rechtsausschuss des Bundesrates hat heute einen Antrag der Länder Hamburg, Berlin und 

Nordrhein-Westfalen beschlossen, mit dem die Bundesregierung aufgefordert wird, Maßnahmen zur 

Rehabilitierung und Unterstützung Homosexueller zu ergreifen, die wegen einvernehmlicher 

homosexueller Handlungen strafrechtlich verurteilt wurden.  

 

Justizsenatorin Jana Schiedek:  „Die strafrechtliche Verfolgung Homosexueller ist ein trauriges und 

beschämendes Kapitel deutscher Geschichte. Bisher wurden nur die entsprechenden Urteile 

aufgehoben, die unter nationalsozialistischer Herrschaft ergangen sind. Dies ist inkonsequent und 

widersprüchlich. Die Bundesregierung muss endlich weitere Maßnahmen zur Rehabilitierung der 

Betroffenen treffen.“  

 

In der Bundesrepublik waren bis in das Jahr 1969 einvernehmliche homosexuelle Handlungen strafbar 

(§§ 175, 175a StGB). Forschungen gehen von circa 50.000 schwulen Männern aus, die wegen 

homosexueller Handlungen verurteilt wurden. Im Jahre 2002 wurden pauschal diejenigen Urteile 

aufgehoben, die unter nationalsozialistischer Herrschaft gegen Homosexuelle (§§ 175, 175a StGB) 

ergangen waren. Im Übrigen steht eine Rehabilitierung aus.   

 

 

 

Kontakt: 

Dr. Sven Billhardt 

Behörde für Justiz und Gleichstellung, Pressestelle 

Tel. 040 42843 3143, Mobil: 0172 4327953, Fax: 040 427943 258 

E-Mail: pressestelle@justiz.hamburg.de 

 

mailto:pressestelle@justiz.hamburg.de
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27. September 2012/bsb27 

 

Günstige Entwicklung auf dem Hamburger Ausbildungsmarkt 

setzt sich fort –  Hamburger Ausbildungsreport 2012: Neuer 

Rekord bei den Ausbildungsanfängerinnen und -anfängern 

 

Wichtigstes Ergebnis des Hamburger Ausbildungsreports 2012: Mit insgesamt 14.916 

registrierten neuen Ausbildungsverträgen zum Statistikstichtag 30. September 2011 – dies 

entspricht einem Zuwachs von 6,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr bei den betrieblichen 

Ausbildungsverhältnissen – konnte das beste Ergebnis seit rund 20 Jahren erzielt werden. 

Schulsenator Ties Rabe: „Diese Entwicklung ist umso bemerkenswerter, als der Anteil der 

öffentlich finanzierten Ausbildungsplätze gegenüber dem Vorjahr um 350 Plätze 

zurückgegangen ist. Die erfreulichen Zahlen sind Ausweis für das ausgeprägte 

Ausbildungsengagement der Hamburger Wirtschaft. Das ist begrüßenswert, weil es in Betrieben 

echte Anschlussperspektiven gibt.“  

 

Im Bundesdurchschnitt wurde im betreffenden Zeitraum mit 3,7 Prozent eine deutlich geringere 

Steigerung ermittelt. Hamburg erweist sich erneut als die maßgebliche Dienstleistungsmetropole des 

Nordens: 2011 wurden allein im Bereich der Handelskammer Hamburg 10.216 neue 

Ausbildungsverträge registriert. Dieser ist mit einem Anteil von 68,5 Prozent mit Abstand das wichtigste 

Segment des Hamburger Ausbildungsmarkts. Zu diesem für Hamburg erfreulichen Ergebnis hat die 

Stadt mit rund 600 öffentlich geförderten Ausbildungsplätzen einen wichtigen Beitrag geleistet. 

 

Ein überraschendes Ergebnis ist zu vermelden: Entgegen der Prognose hat der Anteil der aus anderen 

Bundesländern zugezogenen Ausbildungsanfängerinnen und -anfänger wieder zugenommen, und 

zwar um zwei Prozentpunkte auf 42,4 Prozent. Schulsenator Ties Rabe: „Angesichts der 

demografischen Situation namentlich in Mecklenburg-Vorpommern hatten wir mit dieser Entwicklung 

nicht gerechnet. Der hochattraktive Hamburger Ausbildungsmarkt hat jedoch mehr junge Leute aus 

Schleswig-Holstein und Niedersachsen angezogen als in den Vorjahren, was den Rückgang aus 

Mecklenburg-Vorpommern mehr als kompensiert hat.“ Die doppelten Abiturjahrgänge in 2011 in den 

bevölkerungsstarken Bundesländern Niedersachsen und Bayern hatten dagegen erwartungsgemäß 

keine signifikanten Auswirkungen auf den Hamburger Ausbildungsmarkt.  
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Die Steigerung der Berufsstarterinnen und -starter in der dualen Berufsausbildung korrespondiert auch 

im Berichtsjahr mit einem Rückgang der Anfängerzahlen in der Berufsvorbereitungsschule (Teilzeit) 

(von 870 in 2010 auf nur noch 348 in 2011, minus 60,9 Prozent) und der Berufsfachschule 

teilqualifizierend (von 2.494 in 2010 auf 2.072 in 2011, minus 16,9 Prozent). Senator Rabe hierzu: 

„Diese Entwicklung lässt erkennt, dass die von der Behörde für Schule und Berufsbildung eingeleiteten 

Reformen am Übergang Schule – Beruf greifen. Die Verringerung der Zahl von Abgängerinnen und 

Abgängern der allgemeinbildenden Schulen, die in den Übergangsbereich wechseln, zu Gunsten einer 

nahtlosen Aufnahme einer qualifizierenden Berufsausbildung ist das erklärte Ziel der 

Reformbemühungen, um möglichst allen Jugendlichen einen Start ins Berufsleben ohne Umwege zu 

ermöglichen.“  

 

In den vollqualifizierenden Berufsfachschulen wurde dank der erneut gut angenommenen 

Erzieherausbildung eine leichte Steigerung an Neueintritten in 2011 ermittelt (auf 2.545 gegenüber 

2.478 im Vorjahr 2010, ein Plus von 2,7 Prozent). Erfreulich sind – gerade vor dem Hintergrund des in 

diesem Bereich besonders stark ausgeprägten Fachkräftemangels – die Zuwächse in den Berufen der 

Alten- und Gesundheitspflege. Allein in der Altenpflege haben 514 Personen im Jahr 2011 eine 

Ausbildung aufgenommen, das sind 114 oder 28,5 Prozent mehr als im Vorjahr.  

 

Der Berichterstattung zur weiteren Umsetzung der Reform am Übergang Schule – Beruf ist ein eigenes 

Kapitel gewidmet. Herausragender Meilenstein war die Etablierung der Jugendberufsagentur zum 1. 

September 2012. Hamburg ist damit das erste Bundesland, das über eine landesweit agierende 

Beratungs- und Vermittlungsstelle für Jugendliche verfügt, die gemeinsam von den zuständigen 

Landesbehörden, der Arbeitsverwaltung, von Jobcenter team.arbeit.hamburg und den Bezirken 

betrieben wird. Die ersten beiden Regionalstellen sind in den Bezirken Mitte und Harburg an den Start 

gegangen. Senator Rabe erklärt: “Ich bin froh darüber, dass es in den Verhandlungen mit den 

beteiligten Partnern gelungen ist, die Jugendberufsagentur zum geplanten Datum zu eröffnen. Dies 

verdeutlicht, dass es alle mit der gemeinsamen Verantwortung für die junge Generation ernst meinen. 

Wir sind damit dem wichtigen bildungspolitischen Ziel ein großes Stück näher gekommen, allen 

Jugendlichen die Aufnahme einer Berufsausbildung zu ermöglichen, ohne dass sie auf dem Weg 

dorthin verloren gehen.“ 

 

Der Landesausschuss für Berufsbildung (LAB) hat auch in diesem Jahr eine positive Stellungnahme 

zum Report abgegeben, die dort wiedergegeben ist. Das Gremium hat Hamburg seine Anerkennung 

dafür ausgesprochen, dass es mit weitem Abstand als erstes Bundesland ein Landesgesetz zur 

Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen in Kraft gesetzt hat (zum 1.8.2012), das das 

entsprechende Bundesgesetz nicht nur ergänzt. Die Einführung eines gesetzlichen 

Beratungsanspruchs sei vorbildlich, da nur so eine umfassende Beratung potenzieller Antragstellender 
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gewährleistet sei. Hierzu Senator Rabe: „Das auch in diesem Jahr einstimmige Votum des paritätisch 

besetzten Landesausschusses bestätigt die hervorragende Zusammenarbeit zwischen den 

Sozialpartnern, der Politik und der Verwaltung im Zuge des Reformprozesses am Übergang Schule – 

Beruf, den wir gemeinsam konsequent fortsetzen werden.“   

 

Als berufsbildungspolitisches Schwerpunktthema enthält der Ausbildungsreport 2012 einen Bericht 

über das neue Verfahrensrecht zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen (ab Seite 62). 

Weitere Themen des Reports sind u.a.: 

- Fragen zur Ausbildungsvergütung (ab Seite 71) 

- Regeldauer von Ausbildungsberufen (ab Seite 75) 

- Auswertung Erstprüfungserfolg Bund/Hamburg (ab Seite 77). 

 

Das Dokument als Download finden Sie unter: www.hamburg.de/bsb-publikationen  

 

Mit dem Ausbildungsreport 2012 setzt die Behörde für Schule und Berufsbildung ihre jährliche 

Berichterstattung zum Ausbildungsgeschehen in Hamburg und den Arbeitsmarktchancen von 

Hamburger Jugendlichen fort. Die Behörde kommt damit einem entsprechenden Ersuchen der 

Bürgerschaft vom 25. August 2011 nach. 

 

Für Nachfragen der Medien: 

 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Clive Hewlett,  

Geschäftsführer Landesausschuss für 

Berufsbildung 

Tel: (040) 4 28 63 – 3514 

E-Mail: Clive.Hewlett@bsb.hamburg.de  

Internet: www.hamburg.de/bsb 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Peter Albrecht, Pressesprecher 

Tel: (040) 4 28 63 – 2003 

E-Mail: peter.albrecht@bsb.hamburg.de  

Internet: www.hamburg.de/bsb 

 

 

 

http://www.hamburg.de/bsb-publikationen
mailto:Clive.Hewlett@bsb.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bsb
mailto:peter.albrecht@bsb.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bsb
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25. September 2012/bsu25  

Senat will Holzhafen als Naturschutzgebiet ausweisen 

Heimat für die Löffelente 

Das als Naturschutzgebiet Holzhafen vorgesehene Gebiet in der Billwerder Bucht besitzt insgesamt 

eine Größe von etwa 80 Hektar und stellt mit seinen ausgedehnten, tidebeeinflussten Wasser- und 

Wattflächen neben dem Mühlenberger Loch das wichtigste Rastgebiet für Zugvogelarten wie 

Löffelente, Krickente und Brandgans in Hamburg dar. 

 

Vor allem die Löffelente soll hier ein neues Zuhause finden. Nach der Teilverfüllung des Mühlenberger 

Lochs im Zuge der Airbus-Erweiterung (2001 bis 2003) waren 170 Hektar des Naturschutzgebiets an 

der Elbe zugeschüttet worden. Um diesen Eingriff zu kompensieren, wurden drei 

Ausgleichsmaßnahmen angeordnet. 2004 wurde zunächst ein großer Teil der Halbinsel Hahnöfersand 

in Wattfläche verwandelt. Hier sollte ein Ausweichquartier für die vielen Zugvögel entstehen, die im 

Mühlenberger Loch rasten, darunter die Löffelente. Die Ausgleichsmaßnahme wurde ein großer Erfolg, 

da sich dort viele elbtypische Pflanzen- und Tierarten ansiedelten, leider blieb aber die Löffelente in 

den gewünschten Zahlen aus.  

 

Durch die Integration des Holzhafens in das europäische Schutzgebietsnetz Natura 2000 können nun 

die noch ausstehenden Kompensationsverpflichtungen Hamburgs für diese Vogelart erfüllt werden. Die 

Löffelente hat den Holzhafen bereits in den letzten Jahren verstärkt als Rastplatz für sich entdeckt.  

 

Aus der beabsichtigten Unterschutzstellung des Holzhafens als EU-Vogelschutzgebiet und 

Naturschutzgebiet ergeben sich keine bedeutsamen Einschränkungen gegenüber dem bisherigen 

Zustand.  Die Ausübung des Wassersports und die Nutzung der Fahrrinne sollen weiterhin möglich 

sein, zumutbare Einschränkungen sind für die Jagdausübung und Angel-/Fischereinutzung 

beabsichtigt.  

Im ersten Schritt hat jetzt der Senat die Beteiligung der Öffentlichkeit, der Kammern und 

Naturschutzverbände mit den geplanten Inhalten der Naturschutzgebiets-Verordnung beschlossen. 

Voraussichtlich bis Ende des Jahres liegt dann der endgültige Senatsbeschluss über die Ausweisung 

als EU-Vogelschutzgebiet und Naturschutzgebiet vor. 

Kontakt: Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Kerstin Graupner (040)428.40-32 49, pressestelle@bsu.hamburg.de. 
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25. September 2012/bsu25a  

Sozialer Wohnungsbau in Altona 

Grundsteinlegung für das Projekt „Wohnen am Suttnerpark“ 

 

Hamburgs Senatorin für Stadtentwicklung und Umwelt, Jutta Blankau, hat heute gemeinsam mit den 

Projektpartner Quantum Immobilien AG, Richard Ditting GmbH & Co. KG,  und SAGA GWG den 

Grundstein für das Bauvorhaben „Wohnen am Suttnerpark“ gelegt. Mehr als zwei Drittel der insgesamt 

165 Wohnungen sind öffentlich gefördert und werden mit einer Nettokaltmiete von 5,90 Euro pro m² 

vermietet. 

 

Senatorin für Stadtentwicklung und Umwelt, Jutta Blankau: „Vom Projekt ‚Wohnen am 

Suttnerpark’ geht eine deutliche Signalwirkung für bezahlbares Wohnen in zentraler Lage aus. Mehr 

als zwei Drittel der neuen Wohnungen werden öffentlich geförderte Mietwohnungen sein. Zusammen 

mit den freifinanzierten Wohnungen und den beiden Gewerbeeinheiten entsteht ein Nutzungsmix, von 

dem auch die Nachbarschaft in Altona-Nord profitieren wird. Eine intensive Bürgerbeteiligung und die 

gute Zusammenarbeit aller Beteiligter machen es zu einem gelungenen Beispiel für eine erfolgreiche 

Quartiersentwicklung im innerstädtischen Bereich.“ 

Dr. Thomas Krebs, Vorstand der SAGA: „Wir beabsichtigen die im „Bündnis für das Wohnen“ 

vereinbarten Wohnungen öffentlich gefördert und in innerstädtischen Quartieren zu errichten. Wir 

freuen uns, mit Quantum einen leistungsstarken Partner gefunden zu haben, und sind zuversichtlich, 

dass weitere erfolgreiche Kooperationen folgen werden.“ 

 

Das Quartier liegt zwischen der Max-Brauer-Allee, der Holstenstraße und der Suttnerstraße. Der 

Prozess der Planrechtschaffung wurde öffentlich intensiv begleitet. Die Bezirksverwaltung, die 

Bezirkspolitik, die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt und die Investoren haben nach einem 

Architektenworkshop und unter Beteiligung der Nachbarn einen Entwurf des Büros LRW Architekten 

und Städteplaner im breiten Konsens ausgewählt. Die ersten Wohnungen sollen Ende 2013 

bezugsfertig sein. 

 

Kontakt: Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Kerstin Graupner (040)428.40-32 49, pressestelle@bsu.hamburg.de. 
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26. September 2012/bsu26 

Senat beschließt Entwurf der ersten Fortschreibung des Luftreinhalteplans 

Maßnahmen für eine bessere Hamburger Luft 

In Hamburg hat sich die Luftqualität in den letzten Jahrzehnten deutlich verbessert. Dennoch 

kommt es in der Hansestadt – wie auch in zahlreichen anderen deutschen und europäischen 

Städten und Ballungsräumen – bei einzelnen Luftschadstoffen zu Überschreitungen der 

festgelegten Grenzwerte. Nicht dauerhaft eingehalten werden können derzeit die Grenzwerte für 

Stickstoffdioxid (NO2). Im Jahr 2011 wurde der Tagesmittelgrenzwert für Feinstaub (PM10) im 

Zusammenhang mit ungewöhnlich lang anhaltenden austauscharmen Wetterlagen 

überschritten. Aus diesem Grund wird der Luftreinhalteplan aus dem Jahr 2004 fortgeschrieben 

und durch zahlreiche Maßnahmen erweitert mit dem Ziel, den Vorgaben der EU und dem 

vorbeugenden Gesundheitsschutz zu entsprechen. 

 

Hauptverursacher der Grenzwertüberschreitungen ist der Straßenverkehr. Die von ihm verursachten 

Emissionen stellen Hamburg vor eine besondere Herausforderung. Der Hamburger Hafen ist nach 

Rotterdam der größte Umschlagsplatz in Europa. Der Transport der Waren von Hamburg in die 

europäischen Staaten erfordert ein entsprechendes Verkehrsnetz, auf das Hamburg als 

Wirtschaftsstandort in besonderer Weise angewiesen ist. Als Handelsmetropole stellt sich Hamburg 

seiner besonderen Verantwortung, Transport, Logistik und Verkehr so zu organisieren, dass die 

Beeinträchtigungen für Gesundheit und Umwelt minimiert und die von der Europäischen Union 

vorgegebenen Grenzwerte baldmöglichst eingehalten werden. 

 

Senatorin für Stadtentwicklung und Umwelt, Jutta Blankau: „Das Ziel ist klar: Hamburg braucht 

bessere Luft. Wir ergreifen deswegen eine Vielzahl von Maßnahmen, die bereits jetzt, vor allem aber 

auch mittel- und langfristig die Luftqualität verbessern werden. Mit dieser breit angelegten Strategie 

und den derzeitigen Innovationen und neuen Technologien, werden wir eine immer größer werdende 

Stadt mit einer umweltgerechten Mobilität in Einklang bringen.“ 

 

Der fortgeschriebene Luftreinhalteplan reagiert auf die spezifischen Hamburger Gegebenheiten und 

setzt dabei u. a. auf folgende Maßnahmen: 

 Ausbau des Öffentlichen Personennahverkehrs. Dazu zählt der Ausbau des Schienen-

Nahverkehrs, die Anbindung der HafenCity mit der U-Bahnlinie U4, die Verlängerung der U4 bis zu 
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den Elbbrücken, der Bau der S-Bahn-Stationen Elbbrücken und Ottensen sowie der Ausbau der S-

Bahnlinie S4 in Richtung Ahrensburg und das Busbeschleunigungsprogramm.  

 Markteinführung und Marktdurchdringung von emissionsarmen und emissionsfreien Antrieben 

(E-Mobilität, Wasserstoff- und Wasserstoffhybridfahrzeuge) im Öffentlichen Personennahverkehr, 

im motorisierten Individualverkehr und im innerstädtischen Wirtschaftsverkehr (Lieferverkehr, 

Handwerk). Für die Umsetzung dieses Ziels wurde u. a. am 18. September 2012 die 

Luftgütepartnerschaft mit der Hamburger Handelskammer und der Hamburger Handwerkskammer 

ins Leben gerufen. Im Bereich der Busflotte der Hamburger Hochbahn AG wird ein beschleunigter 

Austausch von Bussen älterer EURO-Klassen durch neue Fahrzeuge mit EURO-5 und besser 

erfolgen. Der Austausch erfolgt kontinuierlich, so dass eine Flottenumstellung mit einem Anteil von 

bis zu 90% mit EURO-5 und besser bis Ende 2015 erreicht wird. Seit Sommer 2011 werden vier 

neue Wasserstoff-Brennstoffzellenhybridbusse einer neuen Technologiegeneration eingesetzt, die 

voraussichtlich in 2012 oder 2013 um weitere drei Fahrzeuge ergänzt werden. Zurzeit werden 

außerdem fünf Dieselhybridbusse getestet. Spätestens ab 2020 sollen ausschließlich 

emissionsfreie Busse angeschafft werden. Auch die Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein AG und 

Pinneberger Verkehrsgesellschaft (VHH -PVG) wird ihre Busflotte kontinuierlich erneuern und auf 

klima- und umweltschonende Antriebssysteme umstellen. Auch sie werden spätestens ab 2020 in 

Hamburg nur noch emissionsfreie Busse einsetzen. 

 

 Verminderung der Emissionen des Schiffsverkehrs durch Landstrom und emissionsärmere 

Schiffsantriebe. Gemäß einer aktuellen Schätzung können auf denjenigen Kreuzfahrtschiffen, die 

während der Liegezeit Landstrom abnehmen, ca. 64 Prozent der CO2- und SO2-Emissionen, ca. 

79 Prozent der NOx-Emissionen und ca. 55 Prozent der Feinstaub- PM10 vermieden werden. Am 

Kreuzfahrtterminal in Altona soll ein Landstromanschluss  realisiert werden, Dazu wird bis 

Dezember 2012 ein Umsetzungsplan vorgelegt. Sollte ein 3. Kreuzfahrtterminal im Hafen Hamburg 

realisiert werden, ist es gemeinsames Ziel aller Beteiligten, dass die davon ausgehenden 

Emissionen zu keiner wahrnehmbaren Veränderung der Immissionssituation im Umfeld führen. 

Hierzu ist insbesondere die landseitige Versorgung mit Strom oder Gas ein geeigneter Weg. Die 

Idee einer Versorgung mit Strom während der Liegezeit von Schiffen im Hafen wird auch durch 

das Konzept einer wasserseitigen Energieversorgung verfolgt. Dabei könnten mobile „Bargen“ mit 

durch LNG betriebene Generatoren Strom erzeugen und Schiffe mit der erforderlichen elektrischen 

Leistung beliefern. 

 

 Die Umsetzung der Hamburger Energiewende, die durch den „Hamburger Dreiklang“ bestimmt 

ist, wird ebenfalls einen Beitrag zur Senkung der Luftbelastung, insbesondere zur 
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Hintergrundbelastung leisten. Dieser Dreiklang ergibt sich aus den Zielen der Energiewende und 

ist geprägt durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien, die Umgestaltung der Energienetze und 

der Wärmeversorgung sowie die Steigerung der Energieeffizienz. Hamburg  setzt dabei  die 

Energiewende in einem gesamtstädtischen Energiekonzept um. Zu diesem Gesamtkonzept gehört 

auch die energetische Neuausrichtung des Hafens.  

Die Stadt hat mit Unternehmen der Vattenfall- und E.ON-Gruppe energiepolitische 

Kooperationsvereinbarungen geschlossen, aus denen sich viele Projekte und Einzelmaßnahmen im 

Zusammenhang mit der Energiewende ergeben und die zusätzlich eine Verbesserung der 

Umweltsituation zur Folge haben. Ein zentraler Baustein der Energiewende in Hamburg ist der Ersatz 

des Steinkohlekraftwerks Wedel aus den 60er Jahren durch den Bau eines modernen und 

hocheffizienten Gas- und Dampfkraftwerkes, das Fernwärme und Strom produzieren wird. Bestandteil 

des zu errichtenden Kraftwerks ist ein innovatives Speichersystem, bei dem Windstromüberschüsse 

flexibel in Wärme gespeichert werden. 

 

Alle Maßnahmen des Entwurfs der 1. Fortschreibung des Luftreinhalteplans entsprechen dem Gebot 

der Verhältnismäßigkeit und lassen deutliche Absenkung der NO2- und Feinstaubbelastung erwarten, 

der rückläufige Trend der vergangenen Jahre wird sich fortsetzen. Dennoch können bis 2015 die 

Grenzwerte der EU wahrscheinlich nicht erreicht werden. In der Kieler Straße könnte der 

Jahresmittelgrenzwert für NO2 voraussichtlich im Zeitraum 2017/ 2018 eingehalten werden. An den 

anderen drei Verkehrsmessstationen wird der Grenzwert unter Berücksichtigung der Maßnahmen 

voraussichtlich nach 2020 erreicht sein. 

 

Der Entwurf der 1. Fortschreibung des Luftreinhalteplans wird vom 4. Oktober 2012 bis 5. November 

2012 für die Öffentlichkeit zur Einsichtnahme und Stellungnahme in der Behörde für Stadtentwicklung 

und Umwelt an der Stadthausbrücke ausgelegt sowie im Internet unter 

www.hamburg.de/luftreinhaltung/ 

veröffentlicht. 

 

 

 

Kontakt: Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Kerstin Graupner (040)428.40-32 49, pressestelle@bsu.hamburg.de. 

 

http://www.hamburg.de/luftreinhaltung/
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25. September 2012/bwf-bwvi25 

 

Hamburg gründet einen „InnovationCampus for 

Green Technologies“ 
 

Der Hamburger Senat plant, in unmittelbarer Nähe zur TuTech Innovation GmbH und der Technischen 

Universität Hamburg-Harburg (TUHH) einen Innovations-Campus für Grüne Technologien (ICGT) zu 

realisieren. Mit dem ICGT werden Forschung und Entwicklung, Technologietransfer, 

Industriekooperationen, Lehre, Weiterbildung, Existenzgründungsförderung und 

Unternehmensentwicklung in einem engen räumlichen Zusammenhang vereint. Initiatoren dieses 

Projekts sind die TUHH und die TuTech in Kooperation mit dem in Harburg ansässigen 

Bauunternehmen Fa. H.C. Hagemann. 

 

Der ICGT soll in zwei Bauabschnitten realisiert werden und aus zwei Betriebsteilen bestehen: 

 Einem forschungs- und Technologietransfer-orientierten Teil, der Institute der TUHH, 

Praktikumsräume für die TUHH, Verfügungsflächen für Technologietransfer-Projekte der TUHH 

und anderer beteiligter Hamburger Hochschulen sowie Flächen für Gründungsinteressierte 

umfassen wird. 

 Im zweiten Teil des ICGT werden Flächen für Start-ups in der Gründungs- und ersten Marktphase 

vorgehalten sowie für Unternehmen, deren Betätigungsfeld eine inhaltliche Verbindung zum 

Thema „Grüne Technologien“ aufweist. 

Mit dem Bau soll noch im Jahre 2012 begonnen werden. Das Investitionsvolumen beträgt 13 Mio. 

Euro. Die Finanzierung erfolgt zum Teil durch die Technische Universität Hamburg-Harburg und die 

TuTech. Der Senat stellt 3,2 Mio. Euro sowie das Grundstück in Form eines unentgeltlichen 

Erbbaurechts zur Verfügung. Außerdem wurden 500.000 Euro aus dem Europäischen Fonds für 

regionale Entwicklung reserviert. 

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: „Mit dieser engen räumlichen und inhaltlichen Kooperation greift 

der Senat das Ziel auf, Forschungs- und Kooperationsflächen für Hochschulen, Unternehmen und 

innovative Existenzgründer zu fördern. Dazu wurde unter dem Dach der InnovationsAllianz Hamburg 

die Arbeitsgruppe „Forschungs- und Innovations-Parks“ gestartet, mit dem Ziel, hochschulnahe 

Verfügungsflächen für Kooperationen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu schaffen. Der ICGT 

steht allen Hamburger Hochschulen offen.“ 
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Inhaltlich liegt der Fokus des ICGT auf der Bündelung und Weiterentwicklung von F&E-Aktivitäten der 

TUHH und der TuTech in Form von interdisziplinären Projekten und Kooperationsprojekten mit 

Wirtschaftsunternehmen oder anderen – bevorzugt Hamburger – Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen im Bereich der Grünen Technologien. Hierzu gehören vor allem Themen, wie 

die effiziente Nutzung von Energien, Energiegewinnung aus dem Meer, integrierte Stadtversorgung, 

klimaschonenden Energie- und Umwelttechnik, Klimafolgenmanagement, ressourcenschonende 

Produktion, Green Logistics und weitere verwandte Themen. 

Durch die räumliche und inhaltliche Anbindung an Institute und Forschungsprojekte der TUHH bietet 

der Innovationscampus vor allem Ansiedlungsmöglichkeiten für Start-ups und junge innovative 

Unternehmen aus dem Bereich „Green Technologies“. 

Senator Horch: „Die Entwicklung hochschulnaher Forschungs- und Entwicklungszentren ist mit 

erheblichen Standortnutzen für alle Beteiligten verbunden. Wir in der InnovationsAllianz Hamburg als 

gemeinsame Initiative von Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation (BWVI) und Behörde für 

Wissenschaft und Forschung (BWF) sowie vieler weiterer Partner tragen dazu bei, die 

Innovationsfähigkeit der Metropole Hamburg zu sichern und weiter auszubauen.“  

Die thematische Fokussierung des ICGT greift die Entwicklung der Metropolregion Hamburg hin zu 

einem bedeutenden Zentrum für die Erneuerbaren Energien auf. Allein in den letzten zwei Jahren 

wurden mehr als 2.000 Arbeitsplätze in diesem Bereich geschaffen. Auch Hamburger Hochschulen, 

wie die TUHH oder die Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW) haben das Thema 

Erneuerbare Energien zu einem Forschungs- und Entwicklungsschwerpunkt erklärt.  

Bisher stehen allerdings in Hamburg noch nicht genügend Flächen in Hochschulnähe für innovative, 

wissensbasierte Unternehmensgründungen und Start-ups aus Hochschulen zur Verfügung. Mit dem 

neuen Innovationscampus kann diese Lücke im Bereich der Grünen Technologien geschlossen 

werden. 

Senator Horch: „Mit dem Innovationscampus Green Technologies wird in Hamburg ein weiterer 

wichtiger Kristallisationspunkt für Forschung und Entwicklung, Technologietransfer und  

Industriekooperationen geschaffen. Wir werden an diesem Standort für Start-ups und junge innovative 

Unternehmen der „Green Technologies“ attraktive Ansiedlungsmöglichkeiten bereitstellen.“ 

 

Prof. Dr. Antranikian (TUHH): 

„Mit dem InnovationsCampus Green Technologies wird in unserem gleichnamigen Kompetenzfeld eine 

Brücke zwischen grundlagenorientierter Forschung und deren direkter Anwendung geschlagen. Die 

neue Fläche dient den Forschern und Studierenden der Green Technologies an der TUHH dazu, 

sowohl ihre zukunftsweisenden Ideen als auch ihre bereits marktnahen Entwicklungen schneller in 

technische Innovationen umzusetzen. Aktuell starten wir an der TUHH zudem eine breite Kampagne 
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zur Stärkung unternehmerischen Denkens und Handelns. Unser Ziel ist, dem 

ingenieurwissenschaftlichen Nachwuchs das Rüstzeug mitzugeben, das sie für ihren Erfolg bei der 

Lösung technischer Aufgaben im Bereich der erneuerbaren Energien brauchen.“ 

 

Dr. Thamer (TuTech): 

„Der InnovationsCampus Green Technologies verknüpft in idealer Weise verschiedene Geschäfts- und 

Aufgabenfelder der TuTech Innovation, nämlich den Wissens- und Technologietransfer zu zentralen 

Fragestellungen unserer Gesellschaft und Wirtschaft, die Unterstützung und Förderung von 

technologieorientierten Unternehmensgründungen sowie - als lokale Aktivität - die Quartiers- und 

Standortentwicklung im Hamburger Süden im Umfeld der Technischen Universität." 

 

Hinweis: Bilder können gerne auf Nachfrage verschickt werden. 

 

 

Für Rückfragen: 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Wissenschaft und Forschung 

Norbert König 

Tel: 040/42863-3276, E-Mail: norbert.koenig@bwf.hamburg.de 

 

 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Helma Krstanoski 

Tel.: 040/42841-1326, E-Mail: helma.krstanoski@bwvi.hamburg.de  

mailto:norbert.koenig@bwf.hamburg.de
mailto:helma.krstanoski@bwvi.hamburg.de
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28. September 2012/bwf28 
 

Studiengebühren zum 1. Oktober 2012 abgeschafft 
 

Mit dem jetzt beginnenden Wintersemester 2012 / 2013 beseitigt 

Senat soziale Barriere für Zugang zu staatlichen Hochschulen in 

Hamburg 
 

Zum 1. Oktober 2012 schafft der Hamburger Senat die allgemeinen Studiengebühren ab. Die 

entfallenden Einnahmen werden den staatlichen Hamburger Hochschulen in Höhe der bisherigen 

Einnahmen vollständig kompensiert. Insgesamt beträgt die Kompensation 39 Millionen Euro. Davon 

erhalten die Hochschulen ab dem Jahr 2013 zusätzlich 37,8 Millionen Euro jährlich. Für die 

verbleibenden Monate Oktober bis Dezember 2012 bekommen die Hochschulen einmalig 

8,95 Millionen Euro. Über die Kompensation hinaus erhält das Studierendenwerk Hamburg aus den 

Kompensationsmitteln ebenfalls ab 2013 einen jährlichen Zuschuss in Höhe von 1,2 Millionen Euro.  

 

Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: „Studiengebühren sind sozial ungerecht. Sie 

schrecken nicht zuletzt junge Menschen, die keinen traditionell akademischen Familienhintergrund 

haben, von einem Studium ab. Es ist eine Kernaufgabe der Politik, dafür zu sorgen, dass junge Frauen 

und Männer in Deutschland auf hohem Qualitätsniveau gebührenfrei studieren können. Das ist jetzt in 

Hamburg endlich wieder möglich.“ 

 

Die 39 Millionen Euro Kompensationsmittel setzten sich aus drei Teilbeträgen zusammen:  

 

1. den durchschnittlichen Einnahmen aus Studiengebühren in den Jahren 2009 und 2010 in Höhe 

von 34,1 Millionen Euro. Zugrundegelegt wurden vier Semester stabiler Einnahmeentwicklung vom 

Sommersemester 2009 bis einschließlich Wintersemester 2010/11. 

2. dem Durchschnittsbetrag der Ausgleichzahlungen an die Hochschulen für die Absenkung der 

Studiengebühren von 500 Euro auf 375 Euro pro Semester in Höhe von 2,9 Millionen Euro. Basis 

sind auch hier die durchschnittlichen Zahlungen in den Jahren 2009 und 2010. 

3. einer über die gesamte Laufzeit angenommenen Kostenpauschale für die Verwaltung der 

Studiengebühren bei der Hamburgischen Wohnungsbaukreditanstalt (WK) bis zum Jahr 2026 in 

Höhe von 2,0 Millionen Euro. 

 

Der Betrag von 37,8 Millionen wird als Teil des den Hochschulen zufließenden Globalbudgets nach den 

Hochschulvereinbarungen ab dem Jahr 2013 bis zum Jahr 2020 mit jährlich 0,88% dynamisiert.  

 

 

Für Rückfragen: 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Wissenschaft und Forschung 

Norbert König 

Tel: 040/42863-3276, E-Mail: norbert.koenig@bwf.hamburg.de 

 

mailto:norbert.koenig@bwf.hamburg.de
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24. September 2012/bwvi24a 

 

Norddeutsche Küstenwirtschafts- und Verkehrsminister tagten in 

Hamburg 

 

Heute tagten in Hamburg die Wirtschafts- und Verkehrsminister der fünf norddeutschen Küstenländer. 

Die jährlich in einem anderen Bundesland stattfindende Konferenz dient vor allem dazu, gemeinsame 

Positionen Norddeutschlands zu aktuellen Themen zu erarbeiten, um gegenüber dem Bund mit einer 

kraftvollen Stimme auftreten zu können.  

 

Zu den bedeutenden Themen der heutigen Konferenz zählt u.a. die vom Bund angedachte Reform der 

Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV). Das Reformkonzept sieht eine grundlegende Veränderung 

der Aufbauorganisation der WSV mit einem erheblichen Stellenabbau vor. Kern der vom Bund 

vorgeschlagenen Neuordnung ist die Schaffung einer Generaldirektion für Wasserstraßen und 

Schifffahrt mit Sitz in Bonn bei gleichzeitiger Abschaffung der regionalen Wasser- und 

Schifffahrtsdirektionen. Aus Sicht der Küstenländer ist vor allem der Abbau regionaler Kompetenz 

problematisch, sie setzen sich deshalb dafür ein, dass die Generaldirektion in einem Küstenland 

angesiedelt wird. 

 

Ein weiterer Diskussionspunkt waren die Schwefelgrenzwerte in Schiffstreibstoffen. Ab 2015 gelten für 

die Nord- und Ostsee mit 0,1% strenge Grenzwerte für den Schwefelgehalt in Schiffstreibstoffen. 

Gemeinsam fordern die Küstenländer beim Bund schnellstmöglich Pilotprojekte zum Einsatz von 

Entschwefelungsanlagen. Anders als auf der Siebten Nationalen Maritimen Konferenz angekündigt, 

wurden bisher keine Pilotprojekte zur Entwicklung und Erprobung von Abgasentschwefelungsanlagen 

durchgeführt. Der Nachweis der Praxistauglichkeit steht damit noch aus. Es bedarf aus Sicht der 

norddeutschen Länder einer möglichst umfassenden Förderung des Einbaus von 

Entschwefelungsanlagen durch den Bund, um Anreize für die Nachrüstung von in Nord- und Ostsee 

fahrenden Schiffen zu schaffen. Frank Horch, Senator für Wirtschaft, Verkehr und Innovation in 

Hamburg: „Wir müssen bei diesem Thema zügig vorankommen. Viele Schiffszulieferer haben mit Blick 

auf die bald geltenden Regeln Investitionen getätigt und werden rechtzeitig Abgasbehandlungssysteme 

bereit stellen. Auch Werften erwarten positive Auswirkungen. Dier Anstrengungen der Wirtschaft zum 

Schutze des Klimas müssen gewürdigt werden.“  
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Ein besonderes Augenmerk schenkte die Konferenz der schwierigen Situation in der Schiffsbranche. 

Zahlreiche kleine und mittelständische Reedereien sind in ihrer Existenz bedroht. Senator Horch dazu:“ 

Wir norddeutschen Länder werden den Dialog mit den zentralen Akteuren der Schifffahrtsbranche und 

der Bundesregierung fortsetzen, um Beiträge zur Überwindung der Krise aufzuzeigen. Wir begrüßen 

ausdrücklich die Initiative des Maritimen Koordinators der Bundesregierung, Herrn Staatssekretär Otto, 

dass die Bundesregierung uns hierbei unterstützen wird.“  

 

Weiterhin beschäftigte sich die Konferenz mit folgendem Punkt: 

Die Verkehrsministerkonferenz hatte im letzten Herbst die Kommission „Zukunft der 

Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ eingesetzt und Herrn Minister a.D. Dr. Daehre die Leitung 

übertragen. Hamburg hatte die Aufgabe übernommen, die Interessen der Küstenländer und der 

Stadtstaaten in die Kommissionsarbeit einzubringen. Die Arbeiten der Kommission sind noch nicht 

abgeschlossen. 

Aus Anlass der aktuellen Berichterstattungen über mögliche Vorschläge zur Einführung einer Pkw-

Maut haben die Küstenländer nochmals ihre Auffassung zu diesem Komplex bestätigt: 

a) Die Küstenländer erwarten weiterhin von der Kommission, dass dort alle Möglichkeiten der 

Sicherstellung zukünftiger Verkehrsinfrastrukturfinanzierung (also: Instandhaltung, Aus-, 

Ergänzungs- und Neubau) sachlich aufgearbeitet und dabei die Vor- und Nachteile aller Optionen 

für alle Verkehrsträger dargelegt werden. Erst dann kommt die politische Bewertung. 

b) Für die Küstenländer ist klar, dass sie einem Vorschlag zur Einführung einer Pkw-Maut nicht 

zustimmen werden. 

c) Bei den Vor- und Nachteilen sind selbstverständlich die ökologischen, ökonomischen und sozialen 

Gesichtspunkte zu berücksichtigen: Verkehr muss bezahlbar bleiben, für die Bürgerinnen und 

Bürger, für die Standorte. Dies gilt hier im Norden insbesondere auch mit Blick auf die Seehäfen 

und deren Hinterlandanbindungen, aber auch die Produktionsstandorte, den Tourismus und die 

Menschen, die hier leben: in der Metropolregion, in den urbanen Zentren, aber auch in kleineren 

Siedlungen in der Fläche, die wir über die Preise im Verkehr nicht abkoppeln dürfen. 

 

 

Rückfragen: 

Pressestelle der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Helma Krstanoski 

Tel.: 040-42841-1326 

E-Mail: pressestelle@bwvi.hamburg.de  

Internet: www.hamburg.de/bwvi  

 

 

mailto:pressestelle@bwvi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bwvi
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26. September 2012/bwvi26 

 

Vorfahrt für Hamburg – via Bus 

Baustart zur Busbeschleunigung auf der Metrobus-Linie 5 

 
Die ersten Umbauten für das Busbeschleunigungsprogramm finden auf der am stärksten frequentierten 

Buslinie Hamburgs, der Metrobus-Linie 5 statt. Start ist an der Einmündung Edmund-Siemers-

Allee/Grindelallee. Die Haltestelle „Staatsbibliothek“ wird von der Edmund-Siemers-Allee in die 

Grindelallee verlegt. Die Kreuzung wird teilweise umgebaut und  die Ampeln mit einer 

Vorrangschaltung für Busse ausgerüstet. Künftig werden die Busse diesen Bereich deutlich zügiger 

passieren können. Die Bauarbeiten dauern bis voraussichtlich bis April / Mai 2013.  

Über die Wintermonate kann witterungsbedingt nicht gebaut werden. Es wird dann ein Provisorium 

eingerichtet, das im Wesentlichen dem zukünftigen Zustand  entspricht. 

 

Bis zur Winterpause erfolgen Umbauten an den Fahrbahnen. Der Verkehr kann dabei weitgehend 

unverändert fließen. Lediglich an Wochenenden wird es kurzzeitige Sperrungen einzelner  

Fahrbeziehungen geben. Diese Sperrungen sind notwendig, um Arbeiten an der Fahrbahndecke 

abzuschließen.  An den betroffenen Wochenenden wird eine Umleitung über die Bundesstraße und die 

Rentzelstraße eingerichtet. Am verkaufsoffenen Sonntag, dem 4.11.2012 wird es keine Sperrung 

geben. 

Nach der Winterpause sind noch Anpassungen an den Geh- und Radwegflächen erforderlich.  

 

Ziel des vom Senat aufgelegten Programms ist die Schaffung zusätzlicher Fahrgastkapazitäten auf den 

wichtigsten Metrobuslinien Hamburgs. Durch eine konsequente Bevorrechtigung an Ampeln, 

Einrichtung von Bussonderspuren und den Umbau von Haltestellen werden die Zuverlässigkeit und die 

Fahrgastkapazitäten erhöht. 

 

Über das Programm und den aktuellen Stand zur Optimierung des Busverkehrs in Hamburg 

informieren Sie sich bitte unter www.via-bus.de 

 

 

Rückfragen: 

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Helma Krstanoski 

Tel. +49 40 42841 – 1326 

e-mail: pressestelle@bwvi.hamburg.de 

www.hamburg.de/bwvi 

 

 

http://www.via-bus.de/
mailto:pressestelle@bwvi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bwvi
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28. September 2012/bwvi28 

 

A 26 – Planfeststellungsunterlagen liegen öffentlich aus 

 

In der Zeit vom  8. Oktober 2012 bis 7. November 2012 liegen die Planfeststellungsunterlagen für den 

Naubau der Bundesautobahn A 26 zwischen der A 7 und  der Landesgrenze Niedersachsen und den 

Ausbau der A 7 zwischen der Alten Süderelbe und der Anschlussstelle Hamburg-Heimfeld öffentlich 

aus. Jede Person, deren Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zwei Wochen nach 

Ablauf der Auslegungsfrist, also bis zum 21. November 2012, Einwendungen gegen den Plan erheben. 

Diese Frist gilt ebenso für die von der Freien und Hansestadt Hamburg anerkannten 

Naturschutzvereinigungen oder anderen Vereinigungen im Sinne des § 17 a Nr. 2. FStrG 

(Vereinigungen). Einwendungen, die nach Ablauf der Einwendungsfrist, also erst nach dem 

21. November 2012, erhoben werden, können nicht berücksichtigt werden. Dies gilt ebenso für nach 

dem 21. November 2012 eingehende Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen. Die Frist 

ist eine gesetzliche Ausschlussfrist und kann nicht verlängert werden. Einwendungen und 

Stellungnahmen müssen schriftlich oder zur Niederschrift bei der Anhörungs- und 

Planfeststellungsbehörde (Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Rechtsamt, Alter 

Steinweg 4, 20459 Hamburg) oder einem bzw. einer der nachstehend genannten Bezirksämter oder 

Gemeinden erhoben werden. Die Versendung einer eMail genügt nicht. 

 

Senator Frank Horch: „Mit der Auslegung haben wir einen wichtigen Meilenstein in der 

Realisierung dieser für Hamburg und den Süderelberaum so wichtigen Autobahnverbindung 

erreicht. Gemeinsam mit unseren Nachbarn in Niedersachsen setzen wir alles daran, den Bau 

des Hamburger Abschnitts der A 26 und des westlich anschließenden  Abschnitts in 

Niedersachsen zeitgleich voranzutreiben.“ 

 

Details hinsichtlich Art und Umfang des Vorhabens zum Bau der A 26 liegen samt den Unterlagen über 

die Umweltauswirkungen in der Zeit vom 8. Oktober bis zum 7. November 2012 zur Einsicht aus im 

Bezirksamt Harburg, Harburger Rathausforum 2 (vormals Neubau des Harburger Rathausplatzes 4), 

21073 Hamburg, Erdgeschoss (Montag und Freitag von 8:00 Uhr bis 13:00 Uhr, Dienstag und 

Donnerstag von 8:00 Uhr bis 16.00 Uhr), 

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg, Raum 664, 
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Bezirksamt Bergedorf, Wentorfer Str. 38a, 21029 Hamburg, 1. OG gegenüber Raum 115, (Montag und 

Dienstag von 8:00 Uhr bis 13:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Donnerstag von 8:00 Uhr bis 

13:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr, Freitag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr). Der Bezirksamtsbereich 

ist durch Ausgleichsmaßnahmen betroffen. 

Rathaus Gemeinde Neu Wulmstorf, Bahnhofstraße 39, 21629 Neu Wulmstorf, Raum 211 (Montag bis 

Freitag von 8:00 Uhr bis 12:15 Uhr und zusätzlich Donnerstag von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr), 

Gemeinde Drochtersen, Sietwender Straße 27, 21706 Drochtersen, Raum 110 (Montag bis Dienstag 

von 8:00 Uhr bis 12:30 Uhr, Mittwoch bis Freitag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und zusätzlich Donnerstag 

von 14:00 Uhr bis 19:00 Uhr). Die Gemeinde Drochtersen ist durch Ausgleichsmaßnahmen betroffen. 

Zusätzlich werden Vertreterinnen oder Vertreter der Vorhabensträgerin während des 

Auslegungszeitraums jeweils donnerstags von 14.00 bis 16.00 Uhr zur Erläuterung der Planunterlagen 

und zur Beantwortung von Fragen im Bezirksamt Harburg, Harburger Rathausforum 2 (vormals 

Harburger Rathausplatz 4), 21073 Hamburg, Erdgeschoss bereitstehen. 

Auszüge aus den Planunterlagen sowie allgemeine Informationen zum Planfeststellungsverfahren 

werden ab dem Beginn der Auslegung auch im Internet unter der Adresse http://www.hamburg.de/np-

planfeststellungsverfahren/ veröffentlicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rückfragen: 

Helma Krstanoski 

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Tel.: 040 42841 1326 

E-Mail: helma.krstanoski@bwvi.hamburg.de 

www.hamburg.de/bwvi 

 

 

 

 

http://www.hamburg.de/np-planfeststellungsverfahren/
http://www.hamburg.de/np-planfeststellungsverfahren/
mailto:helma.krstanoski@bwvi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bwvi
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25. September 2012/pr25a 

 

Stärkung der Mitbestimmung im öffentlichen Dienst 
 

Ergebnis der Gespräche von Senat und Gewerkschaften über Eckpunkte für eine Novellierung 

des Hamburgischen Personalvertretungsgesetzes liegt vor 

 

Damit Hamburg auch zukünftig  über einen leistungsfähigen von allen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern getragenen öffentlichen Dienst verfügt, ist es für den Senat von besonderer Bedeutung, 

dass die Leistungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit  auch durch die wirksame Beteiligung der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gestärkt wird. Nur Beschäftigte, die in die sie betreffenden 

Entscheidungsprozesse einbezogen werden, können die Ziele ihrer Organisation mittragen. Den 

Personalvertretungen kommt hierbei als Vertretung der kollektiven Interessen eine besondere 

Bedeutung zu. Die Mitbestimmung dient auch der Qualität des Verwaltungshandelns. Es ist daher 

erklärtes Ziel des Senats, die durch den damaligen Senat 2005/2006 eingeschränkten 

Mitbestimmungsrechte durch eine Novellierung des HmbPersVG wieder zu stärken und 

weiterzuentwickeln; einen entsprechenden Auftrag hatte die Bürgerschaft im Jahr 2011 mit breiter 

Mehrheit beschlossen. Nach Gesprächen mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften wird der 

Senat einen Gesetzentwurf mit den nachstehenden Eckpunkten vorlegen:  

 

 Erweiterung der Mitbestimmung, 

 Ausbau von Individualrechten von Beschäftigten gegenüber den Personalräten und den 

Dienststellen, 

 programmatische Verankerung der Gleichstellung von Frauen und Männern im 

Personalvertretungsrecht, 

 bessere Ausgestaltung zentraler personalvertretungsrechtlicher Verfahren. 

 

Nach Erarbeitung des Gesetzentwurfs werden die Behörden und Spitzenorganisationen der 

Gewerkschaften weiter beteiligt und haben so weiterhin die Möglichkeit, ihre Vorstellungen zu dem 

Vorhaben in das Gesetzgebungsverfahren einzubringen. 

 

 

Weitere Einzelheiten: s. Anlage. 
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Anlage 
 

Stand: 18. September 2012 

Stärkung der Mitbestimmung im öffentlichen Dienst 

- Eckpunkte für eine Novellierung des Hamburgischen Personalvertretungsgesetzes - 

 

 

 

I. Erweiterung der Mitbestimmung 
 

Die Mitbestimmung der Personalvertretungen wird ausgebaut. Es sind  folgende Maßnahmen 

vorgesehen:  

 

1. Der Grundsatz der innerdienstlichen Allzuständigkeit wird erstmalig im HmbPersVG verankert.  

 

2. Die Mitbestimmungskataloge (§§ 86 und 87 HmbPersVG) werden in modifizierter Form im Sinne 

von Beispielen für Maßnahmen, die der Mitbestimmung unterliegen, zur Konkretisierung für den 

Vollzug beibehalten (uneingeschränkte Mitbestimmung - § 86 Abs. 1 HmbPersVG sowie 

eingeschränkte Mitbestimmung - § 87 Abs. 1 HmbPersVG).  

 

3. Die sich an das HmbPersVG a.F. (bis 27.1.2006) anlehnende beispielhafte Aufzählung in den §§ 86 

und 87 HmbPersVG  schließt die Mitbestimmung bei Maßnahmen, die nicht in den Katalogen 

enthalten sind, nicht aus.  

 

4. Ist ein Sachverhalt in den Katalogen enthalten, ist die dortige Regelung abschließend. Ein Rückgriff 

auf die grundsätzlich gegebene innerdienstliche Allzuständigkeit  kommt in diesen Fällen nicht in 

Betracht. 

 

5. § 87 HmbPersVG erhält eine Ausschlussregelung, die Tatbestände benennt, die auch im Rahmen 

der innerdienstlichen Allzuständigkeit nicht der Mitbestimmung unterliegen. 

 

6. Bei Maßnahmen nach Nummer 3, die wegen der innerdienstlichen Allzuständigkeit der 

Mitbestimmung unterliegen, gelten die Regelungen über Schlichtung und Einigung. Entscheidungen 

der Einigungsstellen haben insoweit immer empfehlenden Charakter.   
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II.  Ausbau von Individualrechten  
 

Die Personalräte vertreten die Interessen der Beschäftigten. Parallel zum Ausbau der 

Mitbestimmungsrechte der Personalräte sind daher auch die Rechte der einzelnen 

Beschäftigten gegenüber den Personalräten, aber auch gegenüber den Dienststellen zu stärken. 

Zugleich werden klare Strukturen hinsichtlich der Zugehörigkeit der Beschäftigten zu 

Dienststellen geschaffen. Dies erfolgt durch folgende Maßnahmen:  

 

1. Den einzelnen Beschäftigten werden gegenüber der Personalvertretung künftig folgende Rechte 

gewährt: 

 

- Möglichkeit der Anhörung Betroffener in personellen Angelegenheiten, 

- Mitteilung von Beschlüssen des Personalrates an  Betroffene auf deren Antrag (auf Verlangen der 

/ des Betroffenen ist der Beschluss zu erläutern). 

 

2. Die Dienststelle gewährt betroffenen Beschäftigten ein Anhörungsrecht im Mitbe-

stimmungsverfahren, sofern über sie Beschwerden und Behauptungen nachteiliger Art erhoben 

werden. 

 

3. In Fällen der personellen Mitbestimmung auf Antrag der Betroffenen (§ 88 Abs. 1 HmbPersVG) 

wird eine Informationspflicht der Dienststelle über beabsichtigte Maßnahmen in das Gesetz 

aufgenommen. 

 

 

III. Gleichstellung von Frauen und Männern 
 

Die Gleichstellung von Frauen und Männern bedarf einer umfassenden gesellschaftspolitischen 

und rechtlichen Verankerung. Auch bei der Zusammensetzung der Personalräte soll künftig 

eine angemessene Beteiligung  von Frauen und Männern gewährleistet werden. Daher  wird die 

Gleichstellung von Frauen und Männern im hamburgischen Personalvertretungsrecht 

programmatisch verankert: 

 

1. Das Wahlrecht (§§ 10 ff. HmbPersVG) und die Wahlordnung werden im Hinblick auf eine 

angemessene Berücksichtigung von Frauen und Männern in den Personalräten angepasst.  

 

2. Frauen und Männer sollen künftig nach Möglichkeit entsprechend ihrem gewählten Anteil in den 

Vorständen der Personalräte zu berücksichtigen sein. 

 

3. Die Befugnisse der Personalräte und Personalversammlungen werden um die Befassung mit 

Fragen der Gleichstellung von Frauen und Männern im Rahmen ihrer Zuständigkeiten erweitert. 
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IV. Ausgestaltung der Verfahren 
 

Die Personalräte zeichnet in ihrer täglichen Arbeit ein hohes Maß an 

Verantwortungsbewusstsein sowohl für die Beschäftigten als auch für das Gemeinwesen aus. 

Um den Personalvertretungen eine noch qualifiziertere Befassung mit allen 

personalvertretungsrechtlich relevanten Themen zu ermöglichen und die Effektivität der 

Beteiligung zu gewährleisten, werden zentrale Verfahren neu ausgerichtet; zugleich wird die 

Eigenverantwortlichkeit der Personalräte gestärkt:  

 

1. Der Personalrat kann seine Zustimmung für bestimmte Einzelfälle oder Fallgruppen im Voraus 

erteilen. Die entsprechenden Fallgruppen können künftig gemeinsam von der Dienststelle und dem 

Personalrat festgelegt werden. 

 

2. Anstelle des Versagungskatalogs (§ 89 HmbPersVG) werden die Anforderungen an die Begründung 

bei Ablehnung einer personellen Maßnahme durch den Personalrat (§ 79 HmbPersVG) 

konkretisiert. 

 

3. Personalräte und Dienststellen können künftig einvernehmlich im Einzelfall  entscheiden, ob im 

Vorfeld eines Einigungsstellenverfahrens eine Schlichtung durchgeführt wird. 

 

4. Beschlüsse der Einigungsstelle sind den Beteiligten künftig unverzüglich bekannt zu geben 

(Ergänzung in § 81 Abs. 5 S. 2 HmbPersVG). 

 

5. Bei Neuordnungen von Dienststellen wird ein zeitlich begrenztes Übergangsmandat des 

Personalrats eingeführt. 

 

6. Ein Doppelwahlrecht zum Personalrat - etwa in Fällen einer Zuweisung - wird gesetzlich 

ausgeschlossen. 

 

7. Die Personalräte bestimmen unter Beibehaltung der gesetzlichen Mindestgröße künftig selbst über 

die Größe ihres Vorstandes. 

 

8. Die Regelung zur Beschlussfassung der Personalräte (§ 38 HmbPersVG) wird um den Ausschluss 

persönlich Betroffener an Beratung und Beschlussfassung ergänzt. 

 

9. Durch eine Änderung des § 49 Abs. 4 HmbPersVG wird künftig eine weitergehende 

Fortbildungsmöglichkeit innerhalb eines Jahres nach Beendigung einer Freistellung eines Mitglieds 

des Personalrates gewährleistet. 

 

10. Die Rechte und Pflichten der Personalversammlung werden durch folgende Maßnahmen erweitert: 
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- Künftig werden Personalversammlungen in der Regel einmal im Kalenderhalbjahr einberufen. 

- Teilversammlungen sind auch künftig möglich.  

- Mindestens einmal im Kalenderjahr gibt der Personalrat einen Tätigkeitsbericht ab. 

- Es wird eine Informationspflicht der Personalräte über die Behandlung von Anträgen der 

Personalversammlungen und die Durchführung der diesbezüglich getroffenen Maßnahmen 

eingeführt. 

- Gemeinsame Personalversammlungen bei Umorganisation von Dienststellen sind ausschließlich zur 

Information der betroffenen Beschäftigten (keine Anträge) möglich. 

 

11. Unterstützung öffentlicher Unternehmen in Einigungsverfahren: Durch eine Änderung des § 81 Abs. 

2 S. 4 HmbPersVG sollen Dritte (z.B. öffentliche Unternehmen) mit ihren Personalräten vereinbaren 

können, die oder den Vorsitzenden der Einigungsstelle im Falle der Nichteinigung nach der bei der 

obersten Dienstbehörde bestehenden Liste bestellen zu können. 

 

 

V. Weiteres Vorgehen 
 

Nach Erarbeitung des Gesetzentwurfs werden die Behörden und Spitzenorganisationen der 

Gewerkschaften beteiligt und haben so die Möglichkeit, ihre weiteren Vorstellungen zu dem Vorhaben 

in das Gesetzgebungsverfahren einzubringen. 

 

 

 

Rückfragen: 

Christoph Holstein 

Senatssprecher 

Leiter der Pressestelle des Senats 

Tel: 040/ 42831 2243/44 

E-Mail: Christoph.Holstein@sk.hamburg.de 
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24. September 2012/mr24 

 

Pressemeldung 

Wirtschaftsförderer der Metropolregion Hamburg erweitern 

Zusammenarbeit 

Die Wirtschaftsförderer in der Metropolregion Hamburg haben heute im Hamburger Rathaus ihre 

Zusammenarbeit auf eine neue vertragliche Basis gestellt. Norbert Leinius, Sprecher des 

Wirtschaftsförderungsrates: „Der Norden Deutschlands ist ein einheitlicher Wirtschaftsraum. Die 

Erweiterung der Metropolregion Hamburg trägt dieser Tatsache Rechnung und die 

Wirtschaftsförderer werden gemeinsam die wirtschaftliche Entwicklung unserer Region 

vorantreiben.“ Und Jutta Ludwig, Vorsitzende der Geschäftsführung der HWF Hamburgische 

Gesellschaft für Wirtschaftsförderung mbH, ergänzt: „Im internationalen Standortwettbewerb ist 

der Norden noch nicht hinreichend sichtbar. Durch gemeinsames strategisches Vorgehen im 

Standortmarketing können wir unsere Wettbewerbsfähigkeit verbessern.“ Aus Sicht des neuen 

Mitglieds Neumünster betont Guido Schwartze, der Geschäftsführer der Wirtschaftsagentur 

Neumünster GmbH: „Die gemeinsame Stärke nach außen entsteht durch das Nutzen von 

Synergien im Inneren. Neumünster möchte von den anderen Wirtschaftsförderern lernen und 

steht gerne mit seinen Erfahrungen bereit, um den gemeinsamen Erfolg sicher zu stellen.“ 

 

Hamburgs Wirtschaftssenator Frank Horch begrüßt die neue Vereinbarung: „Die Wirtschaft macht 

nicht an Ländergrenzen halt. Die gute Zusammenarbeit der Wirtschaftsförderer ist deshalb eine 

wichtige Voraussetzung, um internationale Unternehmen für den Norden Deutschlands zu 

gewinnen. Durch die Erweiterung des Wirtschaftsförderungsrates wird es für die Firmen einfacher, 

den optimalen Standort zu finden“. 

 

Die Unterzeichnung der Vereinbarung erfolgte heute im Anschluss an die Konferenz der 

Wirtschafts- und Verkehrsminister der Küstenländer im Hamburger Rathaus. Durch sie wird der 

Wirtschaftsförderungsrat um die Wirtschaftsförderungen Lübecks, Neumünsters, Ostholsteins, 

Südwestmecklenburgs und Nordwestmecklenburg sowie des Landes Mecklenburg-Vorpommerns 

erweitert. Ebenfalls beigetreten sind die neugegründete Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft des 

Kreises Segeberg mbH sowie die EGNO Entwicklungsgesellschaft Norderstedt mbH. Die 
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Wirtschaftssenatoren und –minister Bremens, Hamburgs, Mecklenburg-Vorpommerns, 

Niedersachsens und Schleswig-Holsteins wohnten der Unterzeichnung bei. 

 

Die Kooperation der Wirtschaftsförderer im Norden hat eine lange Tradition. Bereits vor 25 Jahren 

schlossen die WAS Wirtschafts- und Aufbaugesellschaft Stormarn und die HWF Hamburgische 

Gesellschaft für Wirtschaftsförderung mbH einen Kooperationsvertrag. Die Zusammenarbeit der 

Länderwirtschaftsgesellschaften Hamburgs und Schleswig-Holsteins ist seit dem Jahr 1998 

vertraglich geregelt und die Zusammenarbeit der HWF mit der Süderelbe AG basiert ebenfalls auf 

einer vertraglichen Grundlage, die Anfang des Monats aktualisiert wurde. Seit 1998 bezieht die 

HWF im internationalen Standortmarketing die gesamte Metropolregion mit ihren wirtschaftlichen 

Stärken und Schwerpunkten in ihre Aktivitäten ein. 

 

Im Jahr 2006 haben sich die Wirtschaftsförderer der Metropolregion im Wirtschaftsförderungsrat 

der Metropolregion zusammengeschlossen. In ihm werden die Aktivitäten der 

Wirtschaftsförderungsgesellschaften insbesondere im Clustermanagement und im Standort-

marketing koordiniert. Ihm gehörten bislang jeweils ein Vertreter der Wirt-

schaftsförderungseinrichtungen der Landkreise der Metropolregion Hamburg sowie je ein 

Vertreter der  Innovationszentrum Niedersachsen Strategie und Ansiedlung GmbH, der WTSH - 

Wirtschaftsförderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH, der HWF Hamburgische 

Gesellschaft für Wirtschaftsförderung mbH und der Süderelbe AG an. Durch die Erweiterung der 

Metropolregion kommen jetzt die Invest in Mecklenburg-Vorpommern GmbH sowie die 

Wirtschaftsförderungen Lübecks, Neumünsters und der Kreise Ostholstein, Südwestmecklenburg 

und Nordwestmecklenburg hinzu.  

 

Die Erweiterung der Metropolregion Hamburg hat der Wirtschaftsförderungsrat in seiner Arbeit 

bereits vorweg genommen. Seit Herbst 2011 nehmen die Wirtschaftsförderungen der neuen 

Mitglieder an der Arbeit als Gäste teil. 

 

Einen ersten großen gemeinsamen Auftritt werden die Wirtschaftsförderungen im Oktober in 

München auf der Gewerbeimmobilienmesse Expo Real, auf dem von der HWF Hamburgische 

Gesellschaft für Wirtschaftsförderung mbH organisierten Gemeinschaftsstand der Metropolregion 

Hamburg, haben.  
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Die Metropolregion Hamburg gehört nach der Studie "Emerging Trends in Real Estate Europe" 

von PriceWaterhouseCoopers und dem Urban Land Institute (ULI) zu den attraktivsten 

Immobilienmärkten in Europa. Bei den Investitionserwartungen liegt Hamburg in der 

Spitzengruppe. Im Gegensatz zu anderen Regionen kann die Metropolregion Hamburg mit 

sicheren Marktbedingungen punkten. Besonders attraktiv sind verkehrsgünstig gelegene Flächen 

in Hafennähe, im Zentrum Hamburgs oder entlang der wichtigen Verkehrsachsen. Mit der 

wachsenden Nachfrage nach großen und zusammenhängenden Flächen steigen die Perspektiven 

für den Gewerbeflächenmarkt in der Metropolregion. Diese Vorzüge wird man in München 

potenziellen Investoren gemeinsam präsentieren. 

 

Für Fragen steht Ihnen zur Verfügung: 

 

Wirtschaftsförderungsrat der Metropolregion Hamburg, Andreas Köpke 

Tel.: 040 / 227 019 – 23; Mobil: 0172 / 415 999 6 
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28. September 2012/mr28 

 

 

Radfahrfreu(n)de unterwegs in der Metropolregion Hamburg: 

Metropolregion-Tourismuskampagne am Ziel: 

„Tandem on Tour“ erreicht Regionalmarkt in Hamburg 

Mit der Tagestourismuskampagne 2012 tourt seit Mai das bunte Metropolregions-Tandem durch 

die Region. Nach 2.500 Kilometern durch zwanzig Kreise und Städte sowie unzähligen 

Veranstaltungen, ist der Botschafter auf zwei Rädern jetzt wieder nach Hamburg zurück 

gekehrt. Hamburgs Wirtschaftssenator Frank Horch nahm im Rahmen der Eröffnung des 

Regionalmarktes der Initiative „Aus der Region – für die Region“ vor dem Unilever-Haus das 

Tandem wieder in Empfang. 

Aus dem Regionalpark Rosengarten kommend, wurde das mit Blumen und regionalen Produkten 

geschmückte Fahrrad vom Harburgs Erstem Kreisrat Rainer Rempe und dem Vorsitzender des 

Regionalparks Rosengarten e.V. Uwe Rennwald zurück nach Hamburg gebracht, wo die Aktion im Mai 

diesen Jahres startete. 

Die Übergabe fand heute zur Eröffnung des Regionalmarktes der länderübergreifenden Initiative „Aus 

der Region – für die Region“ statt. Hier werden im Rahmen der Hamburger Klimawoche noch bis zum 

30. September frische und qualitativ hochwertige regionale Produkte angeboten. Ihre kurzen 

Transportwege und die direkte Vermarktung leisten einen aktiven Beitrag zum Klimaschutz. Die 

Initiative ist ein Leitprojekt der Metropolregion Hamburg unter anderem für regionale Erzeuger und 

Vermarkter von landwirtschaftlichen Produkten. 

„Ich freue mich sehr, dass die Rückkehr des Tandems aus der Metropolregion Hamburg und die 

Eröffnung des Regionalmarktes „Aus der Region – für die Region“ als gemeinsame Veranstaltung hier 

vor dem Unilever-Haus stattfinden. Nehmen wir es als starkes Symbol für die weitere Zusammenarbeit 

der ländlichen Räume der Metropolregion Hamburg mit der Hansestadt Hamburg. Das Tandem ist ein 

sichtbares Zeichen gelungener Kooperation auch im wirtschaftlichen Bereich. Aus Wettbewerbern 

werden durch solche Initiativen Partner, die gemeinsam mehr erreichen können. Besonders hat mich 

auch der Spaß beeindruckt, mit dem so viele Menschen auf klimafreundliche und 

gesundheitsfördernde Weise wieder ihre Region auf dem Drahtesel erkundet haben“ freute sich 

Wirtschaftssenator Frank Horch über den Erfolg der Tandem-Aktion und übernahm symbolisch die 

„Staffelpumpe“ und das Tandemtagebuch für die Freie und Hansestadt Hamburg. 
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Touren und Aktionen mit prominenter Unterstützung 

Unter den insgesamt 500 begeisterten Radfahrern übten sich den Sommer über neben Landräten und 

Bürgermeistern auch prominente Gäste wie Tagesschausprecher Thorsten Schröder, Till Eulenspiegel 

oder gar Indianer der Karl-May-Spiele im Tandemfahren. An den Übergabeorten warben die regionalen 

Touristiker auf zahlreichen Veranstaltungen und Aktionen erfolgreich um Tagesgäste. Sportlich 

ehrgeizig wurde es zum Beispiel im Landkreis Uelzen, wo beim 24-Stunden Rennen alleine 374 

Kilometer der 2.500 Gesamtstrecke absolviert wurden. Zudem wurde in Suderburg mit durchschnittlich 

33,3 Kilometern pro Stunde über eine Strecke von 10 Kilometern mit der amtierenden 

Niedersachsenmeisterin im Straßenrennen Stefanie Paul der Geschwindigkeitsrekord aufgestellt. 

Weitere Höhepunkte waren Draisinenwettrennen, Fahrradtage, Verlosungen oder Theateraufführungen 

rund um den Botschafter der Metropolregion.  

Im Regionalpark Rosengarten wurde die Tandemaktion mit der Eröffnung neuer Rad- und 

Mountainbikerouten verknüpft. „Dank unserer guten länderübergreifenden Zusammenarbeit bieten wir 

jetzt in Hamburgs Süden wahrhaft grenzenlose Raderlebnisse“ betonte Rainer Rempe, erster Kreisrat 

des Landkreises Harburg, bei der Übergabe. 

Über 50.000 verteilte Flyer und 140.000 Klicks auf die Tourentipps auf der Homepage machen die 

Aktion zur bisher erfolgreichsten Tagestourismuskampagne der Metropolregion. Die Kampagne 

„Radfahrfreu(n)de“ ist eine Initiative der Metropolregion Hamburg und der Hamburg Marketing GmbH 

unter Beteiligung von zwanzig Tourismusorganisationen in der Region, unter anderem auch der 

Hamburg Tourismus GmbH. Für die Kampagne wurden 36 Radtouren in der Metropolregion Hamburg 

zusammengestellt, die in die Themenbereiche Natur, Genuss und Kultur unterteilt sind. Auf ihnen 

können besonders Freunde, Kollegen, Nachbarn und Vereine die Metropolregion zwischen Ost- und 

Nordsee, von der Heide über die Elbe bis nach Holstein entdecken. 

„Bei dieser Kampagne ziehen alle an einem Strang. Das Thema Fahrradfahren eignet sich 

hervorragend als verbindendes, touristisches Thema für die gesamte Region. Darüber hinaus stiftet die 

gemeinsame Aktion bei der Bevölkerung Identifikation mit der Metropolregion Hamburg.“ fasst Jutta 

Ludwig, Geschäftsführerin der Hamburg Marketing GmbH, die Beweggründe für das Engagement der 

Hamburger Tourismus- und Marketinggesellschaften zusammen. 

Alle Informationen zu den Gruppenradtouren finden Sie unter: 

www.metropolregion.hamburg.de/gruppenradtouren 

Infos zu Tagesausflügen in und nach Hamburg gibt es zusätzlich unter www.hamburg-tourismus.de. 

 

4. Hamburger Klimawoche 2012 noch bis zum 30. September 2012 

Neben dem Regionalmarkt präsentieren sich auf der Hamburger Klimawoche, Europas 

publikumsstärksten Veranstaltung zu den Themen Nachhaltigkeit, Klimaschutz, Klimaforschung und 

Klimawandel, mehr als 100 Akteure in der HafenCity Hamburg. Das komplette Programm gibt es unter 

www.klimawoche.de. 

 

 

Rückfragen unter: 

 

Geschäftsstelle der Metropolregion 

 

 

 

Hamburg Tourismus GmbH 

http://www.metropolregion.hamburg.de/gruppenradtouren
http://www.hamburg-tourismus.de/
http://www.klimawoche.de/
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Hamburg 

Marion Köhler 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Tel.: 040 42841 2604 

Fax: 040 4 279 15 - 958 

E-Mail: 

presse@metropolregion.hamburg.de 

www.metropolregion.hamburg.de  

Hamburg Marketing GmbH 

Guido Neumann 
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In zweieinhalb Stunden nach Kopenhagen 

STRING Partner setzen sich für Fahrzeitverkürzungen bei der Bahn ein 

 

Die fünf Partner der so genannten STRING-Kooperation - Schleswig-Holstein, Hamburg, die 

Region Schonen, die Hauptstadtregion Kopenhagen und die Region Seeland - werden ihr 

Engagement koordinieren, um den vollen Nutzen der geplanten Infrastruktur-Verbesserungen 

zwischen Südschweden und Norddeutschland sicherzustellen. Das ist nur ein Ergebnis eines 

Treffens der STRING-Partner am Donnerstag in Hamburg. Sie einigten sich dabei auf eine Reihe 

von Empfehlungen zum kommenden Korridor zwischen Südschweden und Norddeutschland. 

Die STRING-Partner, deren Vision die Schaffung eines starken, nachhaltigen 

Wachstumskorridors zwischen dem Öresund und der Metropolregion Hamburg ist, sprechen 

sich dafür aus, dass sich die nationalen Regierungen in Stockholm, Kopenhagen und Berlin 

besser als bisher in Fragen der Infrastrukturinvestitionen grenzüberschreitend abstimmen. Die 

nationalen Bahngesellschaften in Deutschland, Dänemark und Schweden werden aufgefordert, 

sich zukünftig bei Planungen und Materialausstattung besser zu koordinieren. 

 

„Die hohe Investition in die Feste Fehmarnbeltquerung und in die zugehörige Infrastruktur in 

Deutschland und Dänemark wird für eine ganz neue Dynamik in diesem Teil Europas sorgen“, sagte 

der Vorsitzende der STRING-Kooperation, der Hamburger Staatsrat Wolfgang Schmidt. „Wir sind 

jedoch der Auffassung, dass wir bei der Qualität der Verbindung ambitionierter sein sollten:  Wir 

wünschen uns, dass 2021 die Zugfahrt von Kopenhagen nach Hamburg statt der derzeit geplanten 3 ½ 

Stunden maximal 2 ½ Stunden dauern wird.“ Als Vorsitzender der STRING-Kooperation habe er “mit 

Genugtuung festgestellt, dass man in Dänemark inzwischen eine neue Storstrøm-Brücke plant, und 

dass in Deutschland eine neue Fehmarnsund-Querung in den nächsten Bundesverkehrswegeplan 

einbezogen werden kann“, sagte Schmidt weiter. 

 

„Die Investitionen in die Schienen-Hinterlandanbindungen, die in den kommenden Jahren beschlossen 

werden, sind von entscheidender Bedeutung für die Infrastruktur, die das Rückgrat der neuen 

nordeuropäischen Großregion zwischen der Öresundregion und Hamburg wird. Daher ist es 

ungeheuer wichtig, dass wir alle gemeinsam sorgfältig planen und eine wirklich moderne Infrastruktur 

anlegen, die die Integration, das wirtschaftliche Wachstum unterstützen und wir brauchen einen 

vernünftigen Zugang zu den  internationalen Flughäfen der Region“, sagt die Vorsitzende des 

Regionsrats Vibeke Storm Rasmussen, Hauptstadtregion Kopenhagen.  

 

Vibeke Storm Rasmussen ist stellvertretende Vorsitzende von STRING und übernimmt am 1. Oktober 

2012 den Vorsitz. Als stellvertretende Vorsitzende folgt ihr die Ministerin für Justiz, Kultur und Europa 

in Schleswig-Holstein, Anke Spoorendonk. 

 

Die STRING-Partner einigten bei ihrem Treffen in Hamburg auf eine Reihe von Empfehlungen zum 

kommenden Korridor zwischen Südschweden und Norddeutschland: 
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- Weitere Investitionen in die Zugverbindung zwischen Lübeck und Hamburg, die sogenannte S4-

Lösung 

- Zweigleisiger, vollständiger Ausbau der Eisenbahnlösung in Deutschland ab Eröffnung der Festen 

Fehmarnbeltquerung im Jahr 2021 (und nicht erst mehere Jahre später, wie im Staarsvertrag 

vereinbart. 

- Eventuell weitere Investitionen in eine direktere Linienführung bei der dänischen 

Hinterlandanbindung  

- Die bereits diskutierten Verbesserungen der Verbindungen über den Storstrøm und den 

Fehmarnsund  

- Eine neue öresundverbindung als nächster Schritt 

Die STRING-Partner werden jetzt mit der deutschen, dänischen und schwedischen Regierung Kontakt 

aufnehmen, um die Gesamtlösung zu besprechen. Außerdem werden die Partner der deutsch-dänisch-

schwedischen Kooperation daran arbeiten, dass dieser wichtige europäische Korridor ein möglichst 

hohes Maß an EU-Fördermitteln erhält. 

 

Mehr erfahren Sie unter www.stringnetwork.org 

 

Weitere Informationen und Ansprechpartner: 

Thomas Littmann, Hamburg: +4940428312528 

Managing Director Jacob Vestergaard, Tel. +4520823459 

 
 

http://www.stringnetwork.org/

